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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In der Anlage A übersende ich den von der Bundesregierung 
beschlossenen 

Entwurf eines Bannmeilengesetzes 

nebst Begründung und zwei Lageplänen der Bannkreise mit der 
Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 131. Sitzung am 12. November 1954 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes die sich aus Anlage B 
ergebenden Änderungen vorgeschlagen. Im übrigen hat er gegen den 
Entwurf keine Einwendungen erhoben. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlä- 
gen des Bundesrates ist aus Anlage C ersichtlidi. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur. Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon 3551 


Anlage A 


Entwurf eines Bannmeilengesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


§ 1 

Der befriedete Bannkreis für die Gesetzge- 
bungsorgane des Bundes umfaßt das Gebiet 
der Städte Bonn und Beuel, das umgrenzt 
wird durch 

die Zweite Fährgasse in Bonn, die We- 
berstraße von der Koblenzer Straße ab 
bis zur Kaiserstraße, die Kaiserstraße von 
der Weberstraße ab bis zur Unterfüh- 
rung unter der Reuterstraße, den Straß- 
burger Weg, den Verbindungsweg an der 
Eisenbahnlinie entlang bis zur Abzwei- 
gung der Trajektbahn, die Trajektbahn- 
linie nach dem Rhein, die Verbindungs- 
linie vom Ende der Trajektbahn über 
den Rhein hinüber zur Straße Am Tra- 
jekt auf dem östlidien Rheinufer, diese 
Straße bis an die Eisenbahnlinie Königs- 
winter — Beuel, diese Eisenbahnlinie von 
der Straße Am Trajekt ab bis zum Bon- 
ner Weg, den Bonner Weg von der 
Eisenbahnlinie bis zur Ernst-Moritz- 
Arndt-Straße bis zum Rhein, die Ver- 
bindungslinie vom Anfang der Ernst- 
Moritz-Arndt-Straße am Rhein zur 
Zweiten Fährgasse auf dem westlichen 
Rheinufer. » 

Die genannten Straßen und Wege gehören 
zum Bannkreis, soweit sie ihn umgrenzen. 


§ 2 

Der befriedete Bannkreis für das Bundes- 
verfassungsgericht umfaßt das . Gebiet der 
Stadt Karlsruhe, das begrenzt wird durch 

die Bismarckstraße, die Reinhold-Frank- 
Straße von der Bismarckstraße bis zum 
Mühlburger Tor, die Amalienstraße vom 
Mühlburger Tor bis zur Waldstraße, die 
Waldstraße von der Amalienstraße bis 
zur Hans-Thoma-Straße, die Hans- 
Thoma-Straße von der Waldstraße bis 
zur Bismarckstraße. 

Die genannten Straßen gehören zum Bann- 
kreis, soweit sie ihn umgrenzen. 

‘§3 

Ausnahmen von dem Verbot öffentlicher 
Versammlungen unter freiem Elimmel und 
von Aufzügen kann 

der Bundesminister des Innern im Ein- 
vernehmen mit den Präsidenten des Bun- 
destages und des Bundesrates für den 
befriedeten Bannkreis der Gesetzge- 
bungsorgane des Bundes, 

der Präsident des Bundesverfassungsge- 
ridits für den befriedeten Bannkreis des 
Bundesverfassungsgerichts 

zulassen. 

§4 

Dieses Gesetz tritt 14 Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Beg'^ründung 


Nach § 16 des Gesetzes über Versammlungen 
und Aufzüge (Versammlungsgesetz) vom 
24. Juli 1953 (BGBl. I S. 684) sind öffentliche 
Versammlungen unter freiem Himmel und 
Aufzüge innerhalb des befriedeten Bannkrei- 
ses der Gesetzgebungsorgane des Bundes so- 
wie des Bundesverfassungsgerichts verboten. 
Die befriedeten Bannkreise sind durch das 
Bannmeilengesetz des Bundes, das auch das 
Weitere zu regeln hat, zu bestimmen. 

Im Einvernehmen mit den Präsidenten des 
Bundestages und des Bundesrates wird für die - 
Gesetzgebungsorgane des Bundes das in § 1 
des Entwurfs bezeichnete Gebiet als Bann- 
kreis vorgeschlagen. Dieses Gebiet ist aus An- 
lage 1 ersichtlich. 

Für das Bundesverfassungsgericht wird im 
Einvernehmen mit dessen Präsidenten das in 
§ 2 des Entwurfs bezeichnete Gebiet als Bann- 
kreis vorgeschlagen. Sein Umfang ist aus An- 
lage 2 ersichtlich. 

Ausnahmen von dem Versammlungsverbot 
im Bannkreis sah schon das Reichsgesetz über 
die Befriedung der Gebäude des Reichstages 
und der Landtage vom 8. Mai 1920 (RGBl. 


S. 909) vor. Auch die Bannmeilengesetze der 
Länder Bayern, Hessen und Nordrhein- West- 
falen lassen solche Ausnahmen zu. Im Reich 
war die Reichsregierung zur Bewilligung von 
Ausnahmen ermächtigt, in Bayern ist es die 
Staatsregierung, in Hessen der Minister des 
Innern, in Nordrhein- Westfalen das Präsi- 
dium des Landtages. 

Es entspricht der herkömmlichen Verantwor- 
tung der Exekutive für die Sicherstellung un- 
gestörter Arbeit der Gesetzgebungsorgane 
und dem Umfang des vorgeschlagenen Bann- 
kreises, daß der Bundesminister des Innern 
für die Bewilligung von Ausnahmen zustän- 
dig sein soll, soweit der Bannkreis für die Ge- 
setzgebungsorgane des Bundes in Frage 
kommt. 

Für den Bannkreis des Bundesverfassungsge- 
richts kann diese Befugnis dessen Präsidenten 
übertragen werden. 

Strafbestimmungen zum Schutze gegen Bann- 
kreisverletzungen sind bereits in § 106 a des 
Strafgesetzbuches in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 25. August 1953 (BGBl. I 
S. 1083) enthalten. 


Anlage B 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. § 3 wird wie folgt neu gefaßt: 
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Ausnahmen von dem Verbot öffentlicher 
Versammlungen unter freiem Himmel und 
von Aufzügen können 

der Präsident des Bundestages im Ein- 
vernehmen mit dem Präsidenten des 
Bundesrates für den befriedeten Bann- 


kreis der Gesetzgebungsorgane des 
Bundes, 

der Präsident des Bundesverfassungs- 
gerichts für den befriedeten Bannkreis 
des Bundesverfassungsgerichts 

zulassen. Die §§ 14 und 15 des Versamm- 
lungsgesetzes vom 24. Juli 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 684) bleiben unberührt." 
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Begründung 

Da das grundsätzliche Versammlungsverbot 
Innerhalb des befriedeten Bannkreises der 
angeführten Bundesorgane ein ihnen zu- 
stehendes gesetzliches Privileg darstellt, er- 
scheint es richtig, ihren Präsidenten die 
alleinige Zuständigkeit zur Entscheidung 
über Ausnahmen zuzuerkennen. 

Der Hinweis auf die Bestimmungen des 
Versammlungsgesetzes dient der Klarstel- 
lung. 


2. Es wird folgender neuer § 3 a angefügt: 

„§ 3 a 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. ‘ 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Lande Berlin." 

Begründung 

Die Einfügung der üblichen Berlin-Klausel 
erscheint mit Rücksicht auf die einheitliche 
* Rechtsanwendung geboten. 


Anlage C 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zu den Änderungs- 
vorschlägen des Bundesrates 


Den Änderungsvorschlägen wird zugestimmt, 
soweit dem § 3 des Entwurfs ein Hinweis auf 
die §§ 14 und 15 des Versammlungsgesetzes 
zur Klarstellung angefügt und als neuer § 3 a 
die Berlin-Klausel aufgenommen werden soll. 

Dagegen kann der vorgeschlagenen Regelung 
der Zuständigkeit für die Zulassung von Aus- 
nahmen vom Versammlungsverbot für den 
Bannkreis um das Bundeshaus in § 3 aus fol- 
genden Gründen nicht zugestimmt werden: 

1. Die Zuständigkeit des Bundesministers des 
Innern entspricht der Regelung für den 
früheren Reichstag (Gesetz vom 8. Mai 
1920). Sie entspricht auch der heutigen Re- 
gelung in den Ländern Bayern (Gesetz vom 
7. März 1952) und Hessen (Gesetz vom 
18. Februar 1954). 

2. Die Bundesregierung ist der Auffassung, 
daß der Schutz der Gesetzgebungsorgane 
des Bundes zu ihren Aufgaben gehört und 


daß sie deshalb für Ausnahmen zuständig 
sein sollte. Daß bei dem Verzicht auf ein 
Privileg der gesetzgebenden Körperschaf- 
ten, um den es sich bei der Zulassung einer 
Ausnahme handelt, das Einvernehmen mit 
den Präsidenten des Bundestages und des 
Bundesrates herzustellen ist, sieht auch der 
Regierungsentwurf vor. 

3. Die Bundesregierung ging bei dem Entwurf 
davon aus, daß den Präsidenten des Bun- 
destages und des Bundesrates in Ihrer Be- 
teiligung an den auf Grund des Gesetzes zu 
treffenden Entscheidungen gleiche Rechte 
zuzugestehen seien; sie hatte schon aus die- 
sem Grunde nicht vorgeschlagen, einem 
von ihnen die Zuständigkeit für die Zu- 
lassung einer Ausnahme zu übertragen. 

4. Die Präsidenten des Bundestages und des 
Bundesrates haben sich mit der im Regie- 
rungsentwurf vorgesehenen Regelung aus- 
drücklich einverstanden erklärt. 
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Bannkreis Bonn-Beuel 
Maßstab 1 : 15000 


Anlage 1 




Anlage 2 


Bannkreis Karlsruhe 
Maßstab 1 ; 5 000 
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